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Nie mehr Pflichten, nur noch Rechte

Die multinationalen Konzerne rüsten auf

Alexan Eckert und Thomas Schick

erhandlungen über das Multila-
v terale Abkommen über Investi-

tionen (MAI) finden nicht län-

gerstatt.“ - OECD, 3. Dezember 1998

Trotz dieser Aussage ist das weitge-
hend unbekannt gebliebene MAIalles
andere als Geschichte: Konzepte, Ziele

undInhalte dieses hinter verschlossenen
Türen verhandelten Vertragswerks der
Organisation for Economic Co-operation
and Development (OECD), dem Club

der 29 reichsten Länder der Welt, sind

immer noch aktuell.
Das MAIbeabsichtigte nichts Gerin-

geres als eine „neue Verfassung der
internationalen Wirtschaftsbeziehungen“
zu werden. Eine Verfassung, die Konzer-
nen umfassende Rechte und politischen
Einfluß garantiert, während den Staaten
nur noch die Pflicht bleibt, den Multis

ein Umfeld zu schaffen, in dem diese

ungestört profitmaximierend arbeiten
können.

Funktion des Abkommens

Das MAIstärkt in jeder Hinsicht die
Macht der Multis. Generell sollen alle
Schranken fallen, die den Investitionen
der Großkonzerne im Wege stehen. Die

Definition von Investition ist hierbei
sehr weit gefaßt: Jede Form von materi-
ellem und immateriellem, intellektuel-
lem, mobilem und immobilem Eigen-
tum.'

Wie für Investitionen der Wegfreizuma-
chen ist und ihr Schutz auszusehen hat,
ist im Vertrag detailliert ausgeführt. So
sieht das MAI eine absolute Gleich-
behandlungaller potentiellen Investoren
unabhängig vom Herkunftsland vor. Die
Folge wäre, daß die Pflichten der Kon-

zerne auf minimalem Niveau gehalten
werden. So ist es den Staaten untersagt,
einem Unternehmen - egal, ob aus- oder
inländisch — eine „weniger günstigere“

Behandlung zukommen zu lassen als
jedem anderen Investor.” Damit ist es
verboten, potentiellen Investoren Bedin-
gungen, wie z.B. Umweltauflagen,
Lohn- und Arbeitsschutzregelungen zu
stellen.

Dieses Verbot wird sowohl im Vertrag
selbst garantiert als auch durch das
Abkommenin der nationalen Gesetzge-
bung verankert. Gesetze, die dem MAI

zuwiderlaufen, müssen abgeändert, die

zukünftige Gesetzgebung dem Vertrags-
werk untergeordnet werden. Den Kon-
zernen wird darüber hinaus hilfreich
sein, daß die Staaten durch die vermeint-
lich notwendige Standortsicherung im
Trend der Globalisierung in Zugzwang
gebracht werden.
Des weiteren sind Regelungen verbo-

ten, die bestimmten Gruppen eine be-
sondere Behandlung zukommenließen,

also die Konzerne z.B. zur Einhaltung
von Einstellungsquoten für Behinderte
verpflichteten.

Im Umgang mit Monopolen ist festge-
legt, daß solche, die noch in staatlicher

Handsind (Post, Wasser, Erziehungswe-

sen), profitorientiert zu führen sind. Im

Falle ihrer Privatisierung müssen natür-
lich alle möglichen Investoren gleich
behandelt werden.? Das bedeutet bei-
spielsweise den Ausschluß einer Rege-
lung für den verbilligten Erwerb von
Aktien durch ortsansässige Arbeiterin-
nen und Arbeiter.

Die ärmeren Staaten

Besondere Auswirkungenbietet das MAI

für ärmere Staaten. So darf kein Ver-
tragspartner verlangen, daß ein bestimm-
ter Prozentsatz von Einheimischenin der
Führungsetagesitzt oder an der Verwal-
tung des Unternehmens beteiligt ist.*
Die Menschenin diesen Staaten können
auf dieser Grundlage nocheffektiver zu
BilliglohnarbeiterInnen gemacht und zur
Gewinnsteigerung der Multis gnadenlos
ausgebeutet werden.
Weiterhin darf der Transfer von er-

wirtschaftetem Gewinn aus diesen Staa-
ten in die Mutterländer der Konzerne
oder in steuer- und krisenfeste Dritt-
staaten in keiner Weise behindert wer-
den. Der Abzug von Kapital bedeutet
aber die Minimierung jeglicher Chance
auf unabhängige Entwicklung, zumal
dasMAI den Konzernen die Möglich-
keit bietet, in jedem Land die billigsten
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Rosinen, wie Roh-

stoffe, Fertigungs-
anlagen, Energie,

Arbeitskräfte, her-

auszupicken.
Sollte ein Unter-

zeichner gegen das

MAI verstoßen,

 

 

kann der Konzern
vor einem internationalen Schiedsge-
richt gegen diesen Staat zu klagen.
Dieses Schiedsgerichtsetzt sichin erster
Linie aus WirtschaftsexpertInnen zu-
sammen.Natürlich wird sich deshalb die

Urteilsfindung in keiner Weise zugun-
sten einer Partei verschieben. Die Rechts-
grundlage für dieses Verfahren bildet
nach gewohnten Grundsätzen des Völ-
kerrechts logischerweise das MAI und
nicht die nationale Gesetzgebung des
betroffenen Staates. Die Vertragsstaaten

haben dagegen keine Möglichkeit, ein
Unternehmen wegen eines Verstoßes zu
belangen.

Vor dem Schiedsgericht kann nahezu
jeder Gewinnverlust eines Konzernsein-
geklagt werden, den das Unternehmen
auf ein vom Staat verschuldetes‘, un-
günstiges Investitionsklima zurückführt.’
Dies würde im Klartext heißen, daß

Einbußen,die den Konzernen etwa durch

Streiks oder Proteste von Umweltschütze-
rInnen entstehen, vom Staat getragen

werden müßten. Den Regierungen muß
also daran gelegen sein, solche „Unru-

hen“ von vorneherein zu unterbinden.

Dies führt zu einer Einschänkung der
Freiheit, seine Meinung durch konkrete

politische Aktionen zu äußern.

Widerstand

Angesichtsderfortschreitenden Globali-
sierung sollte diese Entwicklung nicht
allzu verwunderlich erscheinen, doch

zeigte sich, daß die Beratungen über das

MAInicht ohne Grund unter Ausschluß
der Öffentlichkeit stattfanden. Die Inhal-
te des MAI waren so unmißverständlich
und radikal formuliert, daß sich, nach-

dem Informationen über das MAI 1997
in Kanada durchgesickert waren und
übers Internet verbreitet wurden, massi-
ver Widerstand regte. In Kanada und den

USA, später in Europa, formulierten
verschiedene Einzelpersonen, Gruppen

und Nichtregierungsorganisationen ihre
Kritik am Abkommen undsetzten diese
in Protestaktionen um. Die Bemühungen
blieben nicht ohne Erfolg. Geplant war,
das Vertragswerk im Frühjahr 1998 in
Paris zu verabschieden. Als Frankreich
sich dann aber nach einem zunächst
sechsmonatigen Verhandlungsstop end-

gültig aus den Verhandlungen zurück-
zog, wurden diese im Oktober 1998
abgebrochen. Das vorläufige Ende des
MAIin der OECDist dem erheblichen
Widerstand, zu einem wesentlichen An-

teil aber auch der Uneinigkeit der Ver-

handlungspartner geschuldet, die eigene
spezifische Länderinteressen nicht in
ausreichendem Maß vertreten sahen.

Aktualität des Vorhabens

Dochist die Frage eines multinationalen
Investitionsabkommens weiterhin aktu-
ell. Die Reaktion der Teilnehmer auf das

Scheitern der OECD-Verhandlungen in

Paris war die, daß man die Kritik

hinsichtlich der zu gering gewerteten
Interessen einzelner Staaten zur Kennt-

nis nehmen müsse. Grundsätzlich be-
steht aber weiterhin Einigkeit über das
Erfordernis eines solchen Abkommens,
eine Textgrundlage ist vorhanden und
andere Nennungen, wie etwa Multilate-

rales Investitionsabkommen(MIA), sind

im Gespräch. So beschäftigt sich mit
dem Themaparallel zu den Verhandlun-
gen im Rahmen der OECD seit 1996
eine Arbeitsgruppe „Investitionen“ der
World Trade Organization (WTO), ge-

gründet auf Initiative der EU mit einem
Mandatfür zwei Jahre. Die ablehnende
Haltung gegen diese Arbeitsgruppe bei
mehreren Dritte-Welt-Staaten wurde un-
ter Druck der OECD-Mitgliedsstaaten
zerstreut. Während auf den Treffen an-

fänglich die Bedenken der Entwick-
lungsländererörtert wurden, bestimmten

zum Endehin die Interessen der OECD-
Staaten die Diskussion. Die von der
Arbeitsgruppeerstellten Vorschläge glei-
chen im wesentlichen den im MAI
‚verhandelten Inhalten.

Die Rolle der Schwellenländer

Es sollte offensicht-

lich sein, daß eine

Auslagerung in eine
andere Organisation,

in der jedochdiesel-
ben Interessen ver-

treten werden, keine

wesentlichen Ände-
rungen bringen wird,

auch nicht für die

Verhandlungsposi-
tion ärmerer Staaten.

Die Behandlung der
Interessen der Drit-

te-Welt-Staaten in

der WTO-Arbeits-

gruppe „Investitio-

nen“ zeigt, daß die

Vertragsinhalte auch
weiterhin von den

vier „Großen“, den 

USA, Kanada, der EU und Japan, domi-

niert werden. Dies sollte dennochnicht

über die Position der ärmeren Staaten

hinwegtäuschen. Bereits bei den MAI-
Verhandlungen in der OECD freuten
sich sogenannte Schwellenländer etwa,
wenn sie eingeladen wurden, um am

Tisch in der hinteren Reihe zu sitzen.

Wennsie in ein multinationales Abkom-

men integriert werden, werden die Aus-

wirkungen für die dort lebenden Men-
schen zwarstärker, doch in ihrem Wesen

dieselben wie für die Menschen in den

Industrieländernsein.

Bilanz

Die einzigen NutznießerInnen eines wie
auch immer genannten multilateralen

Investitionsabkommen sind also die

transnationalen Großkonzerne. Die Men-

schen müssen hinter der Profitmaximie-

rung zurückstehen. Die Regierungen
und Konzerne stellen Wettbewerbsfä-

higkeit, Standortsicherung und Globali-
sierung als notwendig dar. Dadurch soll
der Einschnitt in Rechte und Lebensqua-
lität der Menschen legitimiert werden.

Sie müssen die Einschnitte dulden, um

eine optimale Gewinnsteigerung zu er-
reichen, denn schließlich müssen sich

die Konzerne am Standort wohlfühlen,

damit sie ausbeuten können. Also ist es

ein Privileg, ausgebeutet zu werden,

damit man. ausgebeutet werden kann.

Investitionsfreiheit ist das Grundrecht

der Zukunft.

Alexandra Eckert und ThomasSchick

studieren und leben in Erlangen.
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